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Artikel 11)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

Das Landtagswahlgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 7. April 2006
(GVBl. I S. 110, 439), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 25. Juni 2018 (GVBl. S. 290),
wird wie folgt geändert:

1. Der Übersicht wird die Angabe „§ 55
Übergangsbestimmung“ angefügt.

2. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3

Ausschluss vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist,
wer infolge Richterspruchs das Wahl-
recht nicht besitzt.“

3. In § 4 wird das Wort „einundzwanzig“
durch die Zahl „18“ ersetzt.

4. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 4 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Eine Ausübung des Wahlrechts
durch einen Vertreter anstelle des
Wahlberechtigten ist unzulässig.“

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Ein Wahlberechtigter, der des
Lesens unkundig oder wegen einer
Behinderung an der Abgabe seiner
Stimme gehindert ist, kann sich hier-
zu der Hilfe einer anderen Person
bedienen. Die Hilfeleistung ist auf
technische Hilfe bei der Kundgabe
einer vom Wahlberechtigten selbst
getroffenen und geäußerten Wahl-
entscheidung beschränkt. Unzuläs-
sig ist eine Hilfeleistung, die unter
missbräuchlicher Einflussnahme er-
folgt, die selbstbestimmte Willensbil-
dung oder Entscheidung des Wahl-
berechtigten ersetzt oder verändert
oder wenn ein Interessenkonflikt der
Hilfsperson besteht.“

5. Dem § 16 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Sie dürfen in Ausübung ihres Amtes ihr
Gesicht nicht verhüllen.“

6. § 31 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die nach § 11 Abs. 5 zulässige
Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unbe-
rührt. Die Hilfsperson ist zur Geheimhal-
tung der Kenntnisse verpflichtet, die sie
bei der Hilfeleistung von der Wahl einer
anderen Person erlangt hat.“

7. Nach § 54 wird folgender § 55 angefügt:

„§ 55

Übergangsbestimmung

§ 4 gilt erstmals für die Wahl zum 
21. Hessischen Landtag; bis dahin gilt 
§ 4 in der bis zum 11. November 2019
geltenden Fassung.“

Artikel 22)

Änderung der Hessischen
Gemeindeordnung

§ 31 der Hessischen Gemeindeordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Juni 2018 (GVBl.
S. 291), wird wie folgt gefasst:

„§ 31

Ausschluss vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer
infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht
besitzt.“

Artikel 33)

Änderung der Hessischen
Landkreisordnung

§ 22 Abs. 3 der Hessischen Landkreis-
ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 183),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. De-
zember 2015 (GVBl. S. 618), wird wie folgt
gefasst:

„(3) Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist,
wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht
nicht besitzt.“

Artikel 44)

Änderung des Gesetzes 
über Volksabstimmung

§ 5 des Gesetzes über Volksabstimmung
in der Fassung der Bekanntmachung vom
16. Juni 1995 (GVBl. I S. 427), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 16. Dezember 2011
(GVBl. I S. 786), wird wie folgt gefasst:

„§ 5

Ausgeschlossen vom Stimmrecht ist, wer
infolge Richterspruchs das Wahl- oder
Stimmrecht nicht besitzt.“

Artikel 55)

Änderung des Gesetzes über
Volksbegehren und Volksentscheid

Das Gesetz über Volksbegehren und
Volksentscheid vom 16. Mai 1950 (GVBl.
S. 103), zuletzt geändert durch Gesetz vom
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13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622), wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort
„zwei“ durch „eins“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 2 werden die Wörter „zwei
Monate“ durch „sechs Monate“ ersetzt.

3. In § 12 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort
„Fünftel“ durch „Zwanzigstel“ ersetzt.

4. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem
Wort „lautet“ ein Komma und die Wörter
„sofern diese Mehrheit mindestens ein
Viertel der Stimmberechtigten beträgt“
eingefügt.

Artikel 66)

Änderung des Hessischen
Kommunalwahlgesetzes

Das Hessische Kommunalwahlgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015
(GVBl. S. 618), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 6a Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Sie dürfen in Ausübung ihres Amtes ihr
Gesicht nicht verhüllen.“

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 4 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Eine Ausübung des Wahlrechts
durch einen Vertreter anstelle des
Wahlberechtigten ist unzulässig.“

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Ein Wahlberechtigter, der des
Lesens unkundig oder wegen einer
Behinderung an der Abgabe seiner
Stimme gehindert ist, kann sich hier-
zu der Hilfe einer anderen Person
bedienen. Die Hilfeleistung ist auf
technische Hilfe bei der Kundgabe
einer vom Wahlberechtigten selbst
getroffenen und geäußerten Wahl-
entscheidung beschränkt. Unzuläs-
sig ist eine Hilfeleistung, die unter
missbräuchlicher Einflussnahme er-
folgt, die selbstbestimmte Willensbil-
dung oder Entscheidung des Wahl-
berechtigten ersetzt oder verändert
oder wenn ein Interessenkonflikt der
Hilfsperson besteht.“

3. § 18 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die nach § 7 Abs. 5 zulässige
Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unbe-
rührt. Die Hilfsperson ist zur Geheimhal-
tung der Kenntnisse verpflichtet, die sie
bei der Hilfeleistung von der Wahl einer
anderen Person erlangt hat.“

Artikel 77)

Änderung der Landeswahlordnung

Die Landeswahlordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998
(GVBl. I S. 101, 167), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 16. Juli 2018 (GVBl. 
S. 346), wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

a) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. den Hinweis, dass jeder Wahl-
berechtigte eine Wahlkreisstim-
me und eine Landesstimme
hat,“

b) Nach Nr. 4 werden als Nr. 4a bis 
Nr. 4c eingefügt:

„4a. den Hinweis, dass jeder Wahl-
berechtigte sein Wahlrecht nur
einmal und persönlich ausüben
kann und eine Ausübung des
Wahlrechts durch einen Vertre-
ter anstelle des Wahlberechtig-
ten unzulässig ist,

4b. den Hinweis, dass nach § 11
Abs. 5 des Gesetzes ein Wahl-
berechtigter, der des Lesens
unkundig oder wegen einer Be-
hinderung an der Abgabe seiner
Stimme gehindert ist, sich zur
Stimmabgabe der Hilfe einer
anderen Person bedienen kann,
die Hilfeleistung auf technische
Hilfe bei der Kundgabe einer
vom Wahlberechtigten selbst
getroffenen und geäußerten
Wahlentscheidung beschränkt
und eine Hilfeleistung unzuläs-
sig ist, die unter missbräuchli-
cher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung
oder Entscheidung des Wahlbe-
rechtigten ersetzt oder verän-
dert oder wenn ein Interessen-
konflikt der Hilfsperson besteht,

4c. den Hinweis, dass nach § 107a
Abs. 1 des Strafgesetzbuches
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft wird, wer unbefugt wählt
oder sonst ein unrichtiges Er-
gebnis einer Wahl herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht
und unbefugt auch wählt, wer
im Rahmen zulässiger Assis-
tenz entgegen der Wahlent-
scheidung des Wahlberechtig-
ten oder ohne eine geäußerte
Wahlentscheidung des Wahlbe-
rechtigten eine Stimme abgibt,
sowie dass nach § 107a Abs. 3
des Strafgesetzbuches auch
der Versuch strafbar ist,“

2. Nach § 49 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 wird als
Nr. 1a eingefügt:

„1a. sich auf Verlangen des Wahl-
vorstandes nicht ausweisen
kann oder die zur Feststellung
der Identität erforderlichen Mit-
wirkungshandlungen verwei-
gert,“

3. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ein Wähler, der des Lesens unkun-
dig ist oder der wegen einer Behin-
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derung gehindert ist, den Stimmzet-
tel zu kennzeichnen, zu falten oder
selbst in die Wahlurne zu werfen,
bestimmt eine andere Person, deren
Hilfe er sich bei der Stimmabgabe
bedienen will, und gibt dies dem
Wahlvorstand bekannt.“

b) Abs. 2 und 3 werden wie folgt ge-
fasst:

„(2) Die Hilfeleistung ist auf tech-
nische Hilfe bei der Kundgabe einer
vom Wahlberechtigten selbst getrof-
fenen und geäußerten Wahlentschei-
dung beschränkt. Unzulässig ist eine
Hilfeleistung, die unter missbräuchli-
cher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung oder
Entscheidung des Wahlberechtigten
ersetzt oder verändert oder wenn ein
Interessenkonflikt der Hilfsperson
besteht.

(3) Die Hilfsperson darf gemein-
sam mit dem Wähler die Wahlkabine
aufsuchen, soweit das zur Hilfeleis-
tung erforderlich ist. Die Hilfsperson
ist zur Geheimhaltung der Kenntnis-
se verpflichtet, die sie bei der Hilfe-
leistung von der Wahl eines anderen
erlangt hat.“

c) Als neuer Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Ein blinder oder sehbehinder-
ter Wähler kann sich zur Kennzeich-
nung des Stimmzettels auch einer
Stimmzettelschablone bedienen.“

Artikel 88)

Änderung der Kommunalwahlordnung

Die Kommunalwahlordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. März
2000 (GVBl. I S. 198, 233), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 18. März 2019
(GVBl. S. 46), wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

a) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. den Hinweis, dass jeder Wahl-
berechtigte so viele Stimmen
hat, wie Vertreter zu wählen
sind,“

b) Nach Nr. 4 werden als Nr. 4a bis 
Nr. 4c eingefügt:

„4a. den Hinweis, dass jeder Wahl-
berechtigte sein Wahlrecht nur
einmal und persönlich ausüben
kann und eine Ausübung des
Wahlrechts durch einen Vertre-
ter anstelle des Wahlberechtig-
ten unzulässig ist,

4b. den Hinweis, dass nach § 7
Abs. 5 des Gesetzes ein Wahl-
berechtigter, der des Lesens
unkundig oder wegen einer Be-

hinderung an der Abgabe seiner
Stimme gehindert ist, sich zur
Stimmabgabe der Hilfe einer
anderen Person bedienen kann,
die Hilfeleistung auf technische
Hilfe bei der Kundgabe einer
vom Wahlberechtigten selbst
getroffenen und geäußerten
Wahlentscheidung beschränkt
und eine Hilfeleistung unzuläs-
sig ist, die unter missbräuchli-
cher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung
oder Entscheidung des Wahlbe-
rechtigten ersetzt oder verän-
dert oder wenn ein Interessen-
konflikt der Hilfsperson besteht,

4c. den Hinweis, dass nach § 107a
Abs. 1 des Strafgesetzbuches
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft wird, wer unbefugt wählt
oder sonst ein unrichtiges Er-
gebnis einer Wahl herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht
und unbefugt auch wählt, wer
im Rahmen zulässiger Assis-
tenz entgegen der Wahlent-
scheidung des Wahlberechtig-
ten oder ohne eine geäußerte
Wahlentscheidung des Wahlbe-
rechtigten eine Stimme abgibt,
sowie dass nach § 107a Abs. 3
des Strafgesetzbuches auch
der Versuch strafbar ist,“

2. Nach § 39 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 wird als
neue Nr. 1a eingefügt:

„1a. sich auf Verlangen des Wahlvorstan-
des nicht ausweisen kann oder die
zur Feststellung der Identität erfor-
derlichen Mitwirkungshandlungen
verweigert,“

3. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ein Wähler, der des Lesens unkun-
dig ist oder der wegen einer Behin-
derung gehindert ist, den Stimmzet-
tel zu kennzeichnen, zu falten oder
selbst in die Wahlurne zu werfen,
bestimmt eine andere Person, deren
Hilfe er sich bei der Stimmabgabe
bedienen will, und gibt dies dem
Wahlvorstand bekannt.“

b) Abs. 2 und 3 werden wie folgt ge-
fasst:

„(2) Die Hilfeleistung ist auf tech-
nische Hilfe bei der Kundgabe einer
vom Wahlberechtigten selbst getrof-
fenen und geäußerten Wahlentschei-
dung beschränkt. Unzulässig ist eine
Hilfeleistung, die unter missbräuchli-
cher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung oder
Entscheidung des Wahlberechtigten
ersetzt oder verändert oder wenn ein
Interessenkonflikt der Hilfsperson
besteht.

(3) Die Hilfsperson darf gemein-
sam mit dem Wähler die Wahlkabine
aufsuchen, soweit das zur Hilfeleis-
tung erforderlich ist. Die Hilfsperson
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ist zur Geheimhaltung der Kenntnis-
se verpflichtet, die sie bei der Hilfe-
leistung von der Wahl eines anderen
erlangt hat.“

Artikel 9

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz die Landes-
wahlordnung und die Kommunalwahlord-

nung geändert werden, bleibt die Befugnis
der zuständigen Stelle, sie künftig zu ändern
oder aufzuheben, unberührt.

Artikel 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 30. Oktober 2019
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B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  Sp o r t  

B e u t h
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Artikel 11)

Gesetz über die Heimatumlage

§ 1

Heimatumlage

(1) Von den Gemeinden wird eine Hei-
matumlage erhoben.

(2) Die Umlage wird entsprechend § 6
Abs. 2 des Gemeindefinanzreformgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. März 2009 (BGBl. I S. 502), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 17. Dezember
2018 (BGBl. I S. 2522), ermittelt, mit der
Maßgabe, dass der Vervielfältiger 21,75
Prozent beträgt.

§ 2

Verwendung der Heimatumlage

Die im Ausgleichsjahr von den Gemein-
den abgeführte Heimatumlage fließt der Fi-
nanzausgleichsmasse nach § 5 Abs. 1 des
Hessischen Finanzausgleichsgesetzes vom
23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 31. Oktober 2019
(GVBl. S. 314), in der jeweils geltenden Fas-
sung zu und wird über Schlüsselzuweisun-
gen, Besondere Finanzzuweisungen und In-
vestitionszuwendungen an die Gemeinden
und Landkreise verteilt.

§ 3

Berechnung und Auszahlung

Für die Berechnung und Auszahlung der
Heimatumlage gelten der Dritte und Vierte
Abschnitt der Ausführungsverordnung zum
Gemeindefinanzreformgesetz vom 11. März
1998 (GVBl. I S. 87), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 29. Mai 2019 (GVBl. 
S. 167), entsprechend.

§ 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in
Kraft.

Artikel 22)

Finanzausgleichsgesetz

Das Finanzausgleichsgesetz vom 
23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13. September 2018
(GVBl. S. 599), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Hessisches Gesetz zur 
Regelung des Finanzausgleichs

(Hessisches Finanzausgleichsgesetz 
– HFAG)“

2. In der Inhaltsübersicht wird in der Anga-
be zum Vierten Teil die Angabe „44“
durch die Angabe „44b“ ersetzt.

3. § 7 Abs. 7 Satz 3 wird aufgehoben.

4. § 13 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. zur anteiligen Finanzierung der Stif-
tung „Anerkennung und Hilfe“.

5. Die §§ 21 und 27 werden wie folgt ge-
ändert:

a) Jeweils in Abs. 1 werden nach dem
Wort „Gewerbesteuerumlage“ die
Wörter „sowie die Steuerkraftzahl
der Heimatumlage“ eingefügt und
die Wörter „abgezogen wird“ durch
„abgezogen werden“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 6 wird der Punkt durch
ein Komma ersetzt.

bb) Als Nr. 7 wird angefügt:

„7. der Heimatumlage die Hei-
matumlage, die nach dem
Umlagesoll ermittelt wird.“

6. In § 36 Satz 1 wird die Angabe „44“
durch „44b“ ersetzt.

7. Nach § 44 werden als § 44a und § 44b
eingefügt:

„§ 44a

Pauschale Zuweisungen für
zusätzliche Verwaltungskapazitäten

Gemeinden und Gemeindeverbände,
die Schulträger sind, können Zuweisun-
gen für die Belastungen aus zusätzli-
chen Personalausgaben für Verwal-
tungsaufgaben aus den im Haushalts-
plan des Landes hierfür bereitgestellten
Mitteln erhalten, die sich nach dem An-
teil der Schüler an der Gesamtschüler-
zahl aller zuweisungsberechtigten Ge-
meinden und Gemeindeverbände be-
rechnen und von dem für das allge-
meinbildende Schulwesen zuständigen
Ministerium festgesetzt werden. Ist der
Träger ein Schulverband, so kann die
Zuweisung an die Gemeinde oder den
Landkreis gezahlt werden, in deren Ge-
biet die Schule liegt. Grundlage für die
Weiterverteilung der Mittel auf die ein-
zelnen Schulen ist eine zwischen den
Schulträgern und dem Land Hessen ab-
zuschließende Vereinbarung, welche
die jeweilige verwaltungsmäßige Belas-
tung der Schulen berücksichtigt. Die
Verteilkriterien orientieren sich dabei an
einem für jede Schule durch das für das
allgemeinbildende Schulwesen zustän-
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digen Ministerium errechneten Verwal-
tungsindex.

§ 44b

Zuweisungen für Digitalisierung
in den Kommunen

Gemeinden und Gemeindeverbände
können für Maßnahmen der Digitalisie-
rung Zuweisungen aus den im Haus-
haltsplan des Landes hierfür bereitge-
stellten Mitteln von der für Digitale Stra-
tegie und Entwicklung zuständigen
obersten Landesbehörde erhalten. Die
Zuweisungen können auch zur Weiter-
leitung an Dritte bewilligt werden.“

8. § 62 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Den Gemeinden wird zum
Ausgleich ihrer Belastungen aus der
Neuregelung des Familienleistungs-
ausgleichs im Jahr 2020 ein Betrag
von 246 Millionen Euro zugewiesen.
In den Folgejahren verändert sich
dieser Wert entsprechend der Verän-
derungsrate des bundesweiten Auf-
kommens der Steuern vom Umsatz.
Maßgebend hierfür ist der dem
Haushaltsplan zugrunde liegende

Schätzwert des Arbeitskreises „Steu-
erschätzungen“.

b) Abs. 4 wird aufgehoben.

Artikel 33)

Hessenkassegesetz

§ 9 Abs. 1 des Hessenkassegesetzes
vom 25. April 2018 (GVBl. S. 59, 60) wird
wie folgt gefasst:

„(1) Die Maßnahmen müssen nach dem
1. Januar 2019 begonnen werden. Die Be-
willigungsstelle kann Ausnahmen zulassen.
Als Maßnahmenbeginn gilt bei Baumaßnah-
men der Abschluss eines wesentlichen Bau-
ausführungsvertrages oder der Beginn von
Eigenarbeiten und bei Beschaffungen der
Abschluss eines Beschaffungsvertrages.
Maßnahmenbeginn bei der Tilgung von In-
vestitionskrediten ist der Fälligkeitstermin für
die Zahlung.“

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Abweichend von Satz 1
tritt Art. 2 am 1. Januar 2020 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 31. Oktober 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r

3) Ändert FFN 44-6
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§ 1

Errichtung und Zweck 
des Sondervermögens

Das Land errichtet als Ausgleichsfonds
nach § 26 Abs. 1 und 2 des Pflegeberufege-
setzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581)
ein Sondervermögen mit der Bezeichnung
„Pflegeausbildungsfonds“, das der Finanzie-
rung der Ausbildungen nach dem Zweiten
und Fünften Teil des Pflegeberufegesetzes
dient und sich aus den nach § 33 Abs. 1 des
Pflegeberufegesetzes vereinnahmten Mitteln
finanziert.

§ 2

Stellung im Rechtsverkehr

(1) Das Sondervermögen „Pflegeausbil-
dungsfonds“ ist nicht rechtsfähig. Es kann
unter seinem Namen im Rechtsverkehr han-
deln, klagen und verklagt werden.

(2) Der allgemeine Gerichtsstand für das
Sondervermögen „Pflegeausbildungsfonds“
ist Gießen.

(3) Das Sondervermögen „Pflegeausbil-
dungsfonds“ ist vom übrigen Vermögen des
Landes sowie von den Rechten und Ver-
bindlichkeiten des Landes getrennt zu hal-
ten. Es haftet nicht für die sonstigen Ver-
bindlichkeiten des Landes.

§ 3

Verwaltung des Sondervermögens

(1) Die Kosten für die Verwaltung des
Sondervermögens „Pflegeausbildungsfonds“
durch die zuständige Stelle nach § 26 Abs. 4
des Pflegeberufegesetzes werden vom Land
außerhalb des Sondervermögens getragen.
Das Sondervermögen führt die Einnahmen
aus der Verwaltungskostenpauschale nach 
§ 32 Abs. 2 Satz 1 des Pflegeberufegeset-
zes an das Land ab.

(2) Eine Kreditaufnahme für das Sonder-
vermögen „Pflegeausbildungsfonds“ ist nicht
zulässig.

§ 4

Wirtschaftsplan

(1) Die zuständige Stelle nach § 26 
Abs. 4 des Pflegeberufegesetzes stellt für

das Sondervermögen „Pflegeausbildungs-
fonds“ für jedes Kalenderjahr einen Wirt-
schaftsplan auf.

(2) Der Wirtschaftsplan ist in Einnahmen
und Ausgaben auszugleichen.

§ 5

Rechnungslegung

(1) Die Rechnungslegung nach § 35 des
Pflegeberufegesetzes bildet zugleich die
Rechnungslegung nach § 80 der Landes-
haushaltsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. März 1999 (GVBl. I
S. 248), zuletzt geändert durch Gesetz vom
3. Mai 2018 (GVBl. S. 82), für das Sonder-
vermögen „Pflegeausbildungsfonds“.

(2) In der Rechnungslegung sind der Be-
stand des Sondervermögens „Pflegeausbil-
dungsfonds“ einschließlich der Forderungen
und Verbindlichkeiten sowie die Einnahmen
und Ausgaben nachzuweisen.

§ 6

Auflösung

Das Sondervermögen „Pflegeausbil-
dungsfonds“ wird bei Aufhebung des Dritten
Abschnitts des Zweiten Teils des Pflegebe-
rufegesetzes aufgelöst. Ein verbleibendes
Vermögen wird unter den Finanzierungspar-
teien nach § 33 Abs. 1 des Pflegeberufege-
setzes entsprechend den für diese geregel-
ten Anteilen durch das für das Pflegeberufe-
gesetz zuständige Ministerium im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen
Ministerium aufgeteilt.

§ 7

Verordnungsermächtigung

Die für das Pflegeberufegesetz zuständi-
ge Ministerin oder der hierfür zuständige Mi-
nister wird ermächtigt, im Einvernehmen mit
der für Finanzen zuständigen Ministerin oder
dem hierfür zuständigen Minister durch
Rechtsverordnung ergänzende nähere Re-
gelungen zu erlassen über

1. die Festsetzung des Umlagebetrages
nach § 33 Abs. 4 des Pflegeberufegeset-
zes,

2. das Prüfverfahren nach § 34 Abs. 6 des
Pflegeberufegesetzes,

soweit die Bundesregierung im Fall der Nr. 1
von der Ermächtigung nach § 56 Abs. 3 
Nr. 3 des Pflegeberufegesetzes und im Fall
der Nr. 2 von der Ermächtigung nach § 56
Abs. 3 Nr. 4 des Pflegeberufegesetzes kei-
nen Gebrauch gemacht hat.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Errichtung des Sondervermögens „Pflegeausbildungsfonds“*)

Vom 29. Oktober 2019

*) FFN 44-8 
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§ 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 29. Oktober 2019

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n  

K l o s e
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